
fen. Im Mittelpunkt der 

Präsentation stehen 

vier halbstündige Dis-

kussionen mit Politike-

rinnen und Politikern, 

die der CDU teilweise 

bereits vor 1989, zum 

Teil aber auch erst spä-

ter beigetreten sind. „Es 

geht uns darum, die 

unterschiedlichen Mo-

tivlagen herauszuarbei-

ten und zur Debatte zu 

stellen“, erklärte dazu 

Goebel. 

 

Der Evangelische Ar-

beitskreis (EAK) der 

CDU Thüringen präsen-

tiert sich auf dem Markt 

der Möglichkeiten im 

Rahmen des 1. Mittel-

deutschen Kirchentags. 

Der Beitrag des EAK 

steht unter dem Titel 

„Anpassung - Selbstbe-

hauptung - Aufbruch. 

Die Blockpartei CDU in 

den letzten Jahren der 

DDR und in der friedli-

c h e n  R e v o l u t i o n 

1989/90“. Wie der Lan-

desvorsitzende des EAK 

Thüringen, Prof. Dr. 

Jens Goebel, im Vorfeld 

der Veranstaltung sag-

te, „will sich der EAK 

offensiv mit der Ge-

schichte der CDU in 

Thüringen auseinander-

setzen“. 

Aus diesem Anlass ha-

ben wir Politiker der 

Union gefragt, wie sie 

ein Engagement in der 

Ost-CDU heute beurtei-

len, welche Mitverant-

wortung die Ost-CDU 

am SED-Regime hatte 

und wie damit umzuge-

hen sei. Die Antworten 

werden in dieser Ausga-

be veröffentlicht.   

In einer kleinen Ausstel-

lung auf dem Markt der 

Möglichkeiten werden 

Gesichtspunkte der 

Geschichte der CDU in 

der SBZ/DDR aufgegrif-

1. Mitteldeutscher Kirchentag: Der EAK ist mit dabei. 
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Warum waren Sie vor der 

friedlichen Revolution 

nicht Mitglieder der 

CDU? 

Vielleicht ist es das Er-

gebnis einer christli-

chen Erziehung, viel-

leicht das des Heran-

wachsens in größeren, 

gefestigten Familien-

strukturen, vielleicht 

auch die frühe Entwick-

lung einer eigenen kul-

turellen Identität: seit 

ich denken kann, wollte 

ich Verantwortung für 

mich und meine Mit-

menschen  wahrneh-

men. Im Alltag der DDR 

hat dies immer wieder 

zu Konflikten geführt, 

aus denen eine bewuss-

te Distanz zum politi-

schen System erwuchs. 

Eine Mitgliedschaft in 

der SED, gegen die ich 

mich mehrmals wehren 

musste, war mir schon 

früh unvorstellbar. Die 

von manchen vollzoge-

ne Flucht in eine der 

Blockparteien, konnte 

ich aus den gleichen 

Gründen nicht nachvoll-

ziehen. Für ein erkenn-

bares Engagement in 

kirchlichen Gruppen 

fehlte mir der Mut. 

Nicht nur zur Absiche-

rung eines vergleichs-

weise komfortablen 

Nischendaseins im Wis-
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senschaftsbetrieb der 

DDR, sondern mit eini-

ger innerer Überzeu-

gung übernahm ich eh-

renamtliche Gewerk-

schaftsfunktionen in 

meiner Hochschule. 

Hier ging es um kollegi-

ales Miteinander, Ver-

besserung der Arbeits-

bedingungen, Leis-

tungsgerechtigkeit und 

soziale Fragen. Das lag 

mir nahe. Die allgegen-

Prof. Dr. Jens Goebel 

ist Landesvorsitzender 

des EAK Thüringen. 

Seine politische Kar-

riere begann er 1990 

in der Deutschen 

Sozialen Union, 1998 

trat er der CDU bei. 

Von 2004 bis 2008 

war er Kultusminister. 



Machtapparat der DDR in-

tegriert. Umso erstaunli-

cher war es, dass aus den 

Reihen der Mitglieder der 

CDU in den revolutionären 

Monaten des Herbstes 

1989 deutliche Signale für 

einen demokratischen Wan-

del kamen. Sichtbarstes 

Zeichen war der im  Sep-

tember des Revolutionsjah-

res verfasste „Brief aus Wei-

mar“. Er erwies sich als ein 

erster Stein, der aus dem 

Fundament des alten Re-

gimes herausgebrochen 

wurde. 

Welche Mitverantwortung 

hatte die Ost-CDU am SED-

Regime? Wie soll heute da-

mit umgegangen werden? 

Die CDU war als Blockpar-

tei zweifellos Teil der von 

der SED angeführten und 

gelenkten Herrschaftsstruk-

turen in der DDR. Ihre poli-

tische Führung hielt bis zum 

Schluss in Treue fest zur 

SED. Es bestand auch keine 

wirkliche Nähe zu den 

christlichen Kirchen in der 

DDR. Nur ein verschwin-

dender Bruchteil der Pfar-

rerschaft gehörte der CDU 

an. Die Parteibasis sorgte 

im Prozess der Demokrati-

sierung ab Oktober 1989 

für eine Erneuerung der 

inneren Strukturen, die 

auch weitgehend mit neuen 

Personen besetzt wurden - 

freilich in der Regel mit 

solchen, die bereits eine 

Vergangenheit als CDU-

Mitglieder hatten. Die Ost-

CDU gliederte sich als erste 

der vormaligen Blockpartei-

en in Landesverbände, die 

nun weitgehend ihre politi-

sche Ausrichtung bestimm-

ten. Die CDU Deutschland 

und Bundeskanzler Helmut 

Kohl fanden in der so um-

gestalteten Ost-CDU will-

kommene Partner. Trotz-

dem war es für mich und 

viele gleichgesinnte christ-

lich orientierte Mitbürger , 

die im Spätherbst des Revo-

lutionsjahres 89 nach Mög-

lichkeiten suchten, beim 

Umbau der Gesellschaft 

aktiv mitzuwirken, kein 

ernsthafter Gedanke, Mit-

glied der CDU zu werden. 

Ich wurde Mitglied der 

DSU. Das Wahlbündnis 

„Allianz für Deutschland“ 

zur Volkskammerwahl am 

18. März 1990 war für mich 

von Beginn an ein eher un-

geliebtes Zweckbündnis. 

Beim Volkskammerbe-

schluss zum Beitritt der 

DDR zum Geltungsbereich 

des Grundgesetzes am 23. 

August 1990 erlebte ich, 

wie die CDU zum Jagen ge-

tragen werden musste. 

Nach den ersten Landtags-

wahlen am 14. Oktober 

1990 waren die ostdeut-

s c h e n  C D U - L a n d e s -

verbände politisch und 

weitgehend auch personell 

als Teile des demokrati-

schen Parteienspektrums in 

der gemeinsamen Bundes-

republik angekommen. Mit 

dem Verzicht auf das in den 

Jahren der DDR nicht recht-

mäßig erworbene Parteien-

vermögen wurde ein richti-

ger Schritt vollzogen. Dies 

ist ein guter Ankerpunkt für 

eine kritische Auseinander-

setzung mit der eigenen 

Geschichte: eine  Aufgabe, 

die nicht abgeschlossen ist. 

Zwischen Politik und Ge-

schichte bestehen nicht nur 

in diesem Falle gelegentlich 

Berührungsängste. 
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wärtige politische Indoktri-

nation und Bevormundung, 

das ideologische Geschwa-

fel nahm ich als notwendi-

ges Übel in Kauf. 

Wie beurteilen Sie das Enga-

gement in der Ost-CDU heu-

te? 

Das politische Wirken der 

CDU und der andern Block-

parteien war im Alltag der 

DDR wenig sichtbar. Die 

führende Rolle der SED hat-

te Verfassungsrang. In ei-

nem Akt devoter Anerken-

nung wurde er auch in den 

Satzungen dieser Parteien 

bestätigt. Natürlich kannte 

ich die Parteiengeschichte 

der Nachkriegsjahre. Der 

Versuch eine eigenständi-

ge, an christlichen Werten 

orientierte Politik zu gestal-

ten, wurde von der sowjeti-

schen Besatzungsmacht 

rigoros unterbunden. Füh-

rende Köpfe wie Jakob Kai-

ser und Ernst Lemmer gin-

gen in den Westen. Übrig 

blieb aus meiner Sicht eine 

Partei, die von der SED kon-

sequent als Teil ihres Propa-

gandaapparats genutzt 

wurde. Dabei vereinte sie in 

ihrer Mitgliedschaft Men-

schen, die wie ich unter den 

für sie unveränderbaren 

Bedingungen der SED-

Diktatur am politischen und 

gesellschaftlichen Leben 

mitwirken wollten.  Die 

Gründe für eine Mitglied-

schaft waren unterschied-

lich, alle nutzten aber wohl 

die Schutzfunktion, die die 

Zugehörigkeit zu einer 

Blockpartei hatte. Die Füh-

rung der Partei war korrum-

piert und vollständig in den 

„Brief aus Neuenha-

gen“ vom Juni 1988 

Der Brief der Orts-

gruppe gilt als Vor-

läufer des Briefes aus 

Weimar. 



Warum waren Sie Mitglied in 

der Ost-CDU? 

 weil ich ab 1967 in deren 

Zeitung „Thüringer Tage-

blatt“ (bis 1990) tätig war 

und mir nur als Partei-

mitglied vom Chefredak-

teur des Blattes eine Zei-

tungs-Zukunft zugesi-

chert worden war, 

 weil ich aus einer enga-

gierten katholischen Fa-

milie stamme und mein 

Vater 1945 die Erfurter 

CDU mit gegründet hat-

te, 

 weil mir das „C“ im Par-

teinamen sehr viel be-

deutet und ich mich sehr 

bewusst von anderen 

Parteiströmungen jener 

Zeit absetzen wollte, 

 weil ich als aktives Mit-

glied der Erfurter Kol-

pingsfamilie (mit 18 Jah-

ren bereits Jugend-

Vorsitzender) gesell-

schaftliches Engagement 

(auch Auftrag unseres 

Verbandsgründers) als 

wichtig erachtete und 

mir dies damals wirksam 

nur in/mit der CDU um-

setzbar schien. 

Wie beurteilen Sie das Enga-

gement in der Ost-CDU heu-

te? 

Es war dennoch gut, dass es 

d i e  O s t - C D U  g a b 

(Menschen bekannten sich 

dadurch öffentlich in einer 

penetrant atheistischen 

Umwelt zu Gott!) – auch 

wenn sehr oft hauptamtli-

che CDU- Funktionäre eng 

mit dem SED-System ver-

bunden waren. 

Als Zeitung der Ost-CDU 

konnte das „Thüringer Ta-

geblatt“ z.B. Themen auf-

greifen, die normalerweise 

unter den SED-Presse-Tisch 

fielen (Kirchentage, Syno-

den, Wallfahrten, Kirchenju-

biläen, Hirtenbriefe der 

Bischöfe, Kirchensanierun-

gen, kirchliche Kindergär-

ten, Kirchenmusiken, kirch-

liche Feiertage etc.) – was 

ich reichlich nutzte und was 

viele Christenmenschen 

letztlich in ihrem Dasein 

bestärkte 

 PS: Die wenigen und klei-

nen Kirchenzeitungen 

konnten diesen Part nicht 

abdecken…. 

A b e r :  d i e  C D U -

Verantwortlichen hätten 

m.E. manche diktatorische 

SED-Vorgabe - z.B. in Sa-

chen zu behandelnder Zei-

tungs-Themen (es gab u.a. 

aktuelle „Tabu-Listen“ des 

ZK der SED für alle DDR-

Zeitungen!), der einge-

schränkten Freigabe von 

Druckpapier oder hinsicht-

lich Festlegung von Ver-

triebszahlen - mutiger ab-
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lehnen können und müs-

sen… 

Diesen „großen Mut“ be-

w i e s e n  w i r  C D U -

Redakteure leider erst ab 

Herbst 1989; so stand der 

erste Beitrag über eine Er-

furter Donnerstags-Demo 

im „Tageblatt“ (als dessen 

verantwortlicher Redakteur 

ich dafür noch in der Nacht 

vom Chefredakteur gefeu-

ert werden sollte…). 

Welche Mitverantwortung 

hatte die Ost-CDU am SED-

Regime? Wie soll heute da-

mit umgegangen werden? 

Hier ist unbedingt zwischen 

d e m  e h r e n a m t l i c h e n 

„Normalmitglied“ und dem 

hauptamtlichen Funktionär 

(schon auf Stadtebene) zu 

unterscheiden. Die aller-

meisten einfachen Mitglie-

der hatten von ihrer CDU-

Mitgliedschaft keinerlei 

„Brief aus Weimar“ vom 

10. September 1989 

Vier Mitglieder der Ost-

CDU, unter ihnen Pfarrerin 

Christine Lieberknecht - 

heute stellvertretende 

Bundesvorsitzende des 

EAK und amtierende Sozi-

alministerin - und Pfarrer 

Gottfried Müller - später 

Medienminister und Land-

tagspräsident in Thürin-

gen, schickten den „Brief 

aus Weimar“ an ihre Par-

teileitung. Darin wird die 

Angepasstheit der Partei-

spitze an die SED beklagt 

und die Einlösung grundle-

gender Freiheitsrechte in 

der DDR gefordert. 
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Michael Meinung trat 1968 in die 

CDU ein. Nach 1990 war er Regie-

rungssprecher. Viele Jahre zeichnete 

er verantwortlich für die Organisati-

on des Thüringentages. 

Vorteile, mussten vielmehr 

Spott oder auch Anfeindun-

gen ertragen. Die „CDU“ 

wurde von maßgeblichen 

DDR-Leuten ( in Schule, 

Studium oder Betrieb) viel-

fach gleich „kirchlich“ ge-

setzt und damit als rück-

ständig und fortschritts-

feindlich abgestempelt, was 

oft Karriereleitern von CDU

-Leuten knickte. 

Dennoch: Die offizielle Ost-

CDU ließ sich als Feigen-

blatt der SED-Machthaber 

benutzen, wodurch einige 

ihrer Funktionäre auch per-

sönliche Vorteile (Häuser, 

Posten, Reisen…) hatten. 

Fazit: Wer in der Ost-CDU 

Schuld auf sich geladen hat 

(z.B. als Stasi-Zuträger 

Menschen schadete, als 

Lehrer die Laufbahn von 

christlichen Kindern been-

dete oder als Richter wis-

sentlich DDR-Unrecht 

sprach), der ist m.E. mit 

schuldig am Unrechtssys-

tem der DDR und hat in der 

heutigen CDU keinen Platz. 

Wobei für mich Schuld nie 

eine kollektive, sondern 

immer persönliche Schuld 

bleibt. 

Weil die Ost-CDU beispiels-

weise kritiklos humanisti-

sche und christliche Positio-

nen aufgab (Jugendweihe, 

Wehrkundeunterricht), ist 

dies noch nachträglich zu 

verurteilen. Es gab aller-

dings auch „Ost-CDU-

Widerstand“ (Abtreibungs-

diskussion in der Volkskam-

mer). 

Beim Umgang mit der Ost-

CDU sollte man sich also 

generell an die Fakten hal-

ten, nichts beschönigen, 

aber auch nichts weglassen. 

Ihre meisten Mitglieder 

wollten Christen sein und 

bleiben – und das sollte vor 

allem zählen!  

Die CDU Thüringen und ihre Vergangenheit 

Auszüge aus dem Grundsatzprogramm „Was uns verbindet.“ 

[…] 3. Bereits kurz nach ihrer Gründung war die CDU in Thüringen schweren Repressalien ausgesetzt. Etliche Mitglieder 

mussten ihr Bekenntnis zu unserer Partei sogar mit dem Leben bezahlen. Wie in allen Ländern der sowjetischen Besat-

zungszone, aus der dann die DDR entstand, wurde die CDU von der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) 

als führender Partei zwangsweise gleichgeschaltet. Viele aufrechte Freunde hielten die Idee der christlichen Demokra-

tie auch in den Zeiten der Diktatur wach. Sie versuchten, in Nischen zu wirken und konnten so einen Beitrag zur friedli-

chen Revolution leisten. Gleichwohl hat die CDU in den drei Bezirken, in die Thüringen in der Zeit der SED-Diktatur 

aufgeteilt war, in diesem totalitären System mitgewirkt. 

4. Gerade deshalb stellt sich die CDU der besonderen Verantwortung, nie wieder zuzulassen, dass extremistisches Denken 

und totalitäre Strukturen die Menschen manipulieren und ihrer Freiheit berauben. Sie vereint unterschiedliche Traditi-

onsstränge, die trotz verschiedener Schwerpunkte aus den Erfahrungen der Diktaturen des Nationalsozialismus und 

des marxistisch-leninistischen Sozialismus die Lehre gezogen haben, das Verbindende stärker herauszustellen. Mit der 

friedlichen Revolution im Herbst 1989 hat auch für die CDU in Thüringen eine neue Zeit des politischen Mitgestaltens 

begonnen. Im Laufe der Jahre fanden viele Mitglieder der Bürgerbewegung den Weg in die CDU. Die Erfahrungen mit 

beiden totalitären Systemen des vergangenen Jahrhunderts in Thüringen, die Ideale der Gründergeneration – nach der 

12-Jährigen Diktatur des Nationalsozialismus – und der friedlichen Revolution – nach 40 Jahren realsozialistischer DDR 

– prägen die Thüringer CDU 

[…] 36. Das demokratisch verfasste Thüringen ist Ergebnis einer langen und wechselvollen Geschichte. Im 19. Jahrhundert-

galten einige der Thüringer Staaten als Heimstätten der Freiheit und des Fortschritts, der Kultur und des Geistes. Die 

mit der ersten demokratischen Verfassung 1921 für ein vereintes Thüringen verknüpften Hoffnungen erfüllten sich 

jedoch nicht. Früh fasste der Nationalsozialismus Fuß in Thüringen. Der Weg in den Abgrund war beschritten. Der de-

mokratische Aufbruch nach dem Zweiten Weltkrieg mündete in das SED-Regime, noch bevor er richtig begonnen hat-

te. Es folgten Jahrzehnte der Unfreiheit und ideologischen Bevormundung. Thüringen wurde 1952 aufgelöst. Die 1945 

gegründete CDU versuchte sich gegen diese Entwicklung zu stemmen, konnte sich der Gleichschaltung jedoch nicht 

entziehen und war als Blockpartei in die Politik der SED eingebunden. Dies gehört genauso zum ambivalenten Erbe 

unserer Partei wie die Tatsache, dass die friedliche Revolution im Herbst 1989 auch von Mitgliedern der CDU getragen 

wurde. Der „Brief aus Weimar“ ist dafür ein herausragendes Beispiel. Immer hat es Bürger gegeben, die den Traum ei-

nes demokratischen Thüringens in einem vereinten Deutschland nicht aufgegeben hatten. Mit der Wiedervereinigung 

Deutschlands und der Gründung des Freistaates am 3. Oktober 1990 und der am 16. Oktober 1994 in einer Volksab-

stimmung angenommenen Landesverfassung war dieser Weg abgeschlossen. 



Generaldirektor werden, 

genügte aber den politi-

schen Anforderungen der 

mittleren Ebene. Dies sagte 

ich vielen Menschen - Chris-

ten, die sich wegen des 

Drucks zum SED-Eintritt 

seelsorgerisch an mich 

wandten. Ansonsten war 

bekannt, dass die CDU 

durch die SED unter Einsatz 

von Mord und Totschlag 

zwangsweise gleichgeschal-

tet worden war. Sie hatte 

der SED zu gehorchen und 

sollte als trojanisches Pferd 

die Kirchen von innen reif 

für den Sozialismus ma-

chen. Wer es sich leisten 

konnte, trat in diese Partei, 

wie auch in die anderen 

Blockparteien, zur DDR-

Zeit nicht ein. 

Wie beurteilen Sie das Enga-

gement in der Ost-CDU heu-

te? 

Meine Grundeinstellung 

der Ost-CDU hat sich nicht 

geändert. Allerdings glaube 

ich heute, dass es in den 

unteren Parteiebenen viele 

Menschen gab, die ehrlich 

„das Schlimmste“ verhin-

dern wollten, die Nischen 

suchten, um das Leben der 

Bevölkerung erträglicher zu 

machen. Dabei riskierten 

manche Mitglieder ihre 

Existenz. Insoweit gab es 

eine deutliche Unterschei-

dung zwischen den Funktio-

nären der Leitungsebenen 

und den ‚normalen’ Mitglie-

dern, die sich täglich mit 

den vorhandenen Unzu-

länglichkeiten abquälen 

mussten. 

Welche Mitverantwortung 

hatte die Ost-CDU am SED-

Regime? Wie soll heute da-

mit umgegangen werden? 

Am Entstehen des kommu-

nistischen Regimes hatte 

die CDU keine Verantwor-

tung – im Gegenteil – sie 

wurde deren Opfer. Aller-

dings gibt es eine spätere 

Verantwortung. Allein die 

Existenz dieser Partei samt 

seinem kollaborierenden 

Apparat legitimierte die 

SED-Diktatur zusätzlich. 

Insoweit gehörte diese Par-

tei auch zum Kreis der Täter 

– allerdings nur als Befehls-

empfänger. Da schon in der 

DDR-Verfassung festgelegt 

worden war, dass die Partei 

der Arbeiterklasse = SED 

das alleinige Sagen hat und 

dies auch mit allen diktato-

rischen Mitteln umgesetzt 

wurde, kann man den Mit-

läufern nur eine geringe 

Verantwortung zuordnen. 

Mit diesen Gesamtzusam-

menhängen muss heute 

und in der Zukunft offen 

umgegangen werden.  

Seit dem 01. Juni 1996 bin 

ich, Christian Tschesch, Mit-

glied in der Christlich-

Demokratischen-Union.  

Dieser Eintritt in eine Partei 

(zunächst egal, welche) ist 

mir als Pfarrer aus verschie-

denen Gründen nicht leicht 

gefallen. Mir war klar, dass 

es dadurch im zwischen-

menschlichen Bereich eine 

Polarisierung geben könnte, 

die dem Beruf vielleicht 

abträglich wäre. Anderer-

seits fand ich es aber - wohl 

wissend, dass Politik auch 

immer Kompromiss und so 

manches Mal innere Verbie-

gung bedeuten kann - un-

redlich, unsere Menschen 

zur notwendigen Einmi-

schung in die Politik aufzu-

fordern und dann als Pries-

ter sauber daneben zu ste-

hen und mit erhobenen 

Zeigefinger von außen die 

Moralkeule schwingend 

alles besser zu wissen. 

Nachdem ich 1995 eine 

übergemeindliche Pfarrstel-

le erhielt und zunächst als 

Parteiloser auf CDU-

Mandat kommunalpolitisch 

(Kreistag) tätig wurde, reif-

te 1996 infolge öffentlicher 

Hetzkampagnen gegen den 

CDU-Landrat mein Ent-

schluss, Flagge zu zeigen, 

also in die CDU einzutreten. 

Warum waren Sie kein Mit-

glied in der Ost-CDU? 

Für mich hatte die Ost-CDU 

nur eine positive Funktion: 

Sie war für Menschen, die 

sich nicht mit Haut und 

Haar der SED übereignen 

wollten, ein Rückzugsort. 

Man hatte seine Ruhe, 

konnte zwar nicht mehr 
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Christian Tschesch ist Mitglied im Landesvorstand des Evangelischen Arbeitskreises der CDU Thüringen. Er war 13 

Jahre lang Landespolizeipfarrer in Thüringen. Er hat die Polizeiseelsorge maßgeblich mit aufgebaut. 

„Schuldeingeständnis“ 

Auszug der Präambel aus dem 

CDU-Programm, beschlossen 

auf dem Sonderparteitag der 

Ost-CDU  im Dezember 1989. 

Der Parteitag brachte eine 

Abkehr vom Sozialismus und 

das Bekenntnis zu Sozialer 

Marktwirtschaft und parla-

mentarischer Demokratie. 



Herbsttagung des EAK Thüringen: 

Religionsunterricht in der Bewährung:  

Erfolge - Widerstände - Perspektiven 

Samstag, 7. November 2009, ab 09:00 Uhr 

im Thüringer Landtag 

mit (u.a.): 

Prof. Dr. Jens Goebel MdL, Thüringer Kultusminister a. D. 

Prof. Dr. Johanna Wanka MdL, Brandenburger Kulturministerin 

Renate Holznagel MdL, Vizepräsidentin des Landtages von Mecklen-

burg-Vorpommern 

Jürgen Scharf MdL, Vorsitzender der CDU-Fraktion Sachsen-Anhalts 

Thomas Colditz MdL. EAK Sachsen 

Pfarrer Christian Meißner, Bundesgeschäftsführer des EAK 

Wie beurteilen Sie das Enga-

gement in der Ost-CDU heu-

te? 

Die Ost-CDU hat versucht 

dort anzusetzen, wo es ele-

mentare Probleme der 

Mangelwirtschaft gab. Sie 

wollte in kleinen Alltagsdin-

gen Erleichterung schaffen. 

Darüber hinaus hat sie sich 

für die Unterstützung der 

Kirchengemeinden und ih-

rer Mitglieder eingesetzt, 

um letztlich auch die kirch-

lichen Strukturen zu bewah-

ren, die bekanntlich nicht 

zum Konzept der DDR pass-

ten. Für dieses Engagement 

wurden CDU-Mitglieder in 

der DDR nicht wirklich ge-

schätzt. Im Gegenteil: Oft 

waren CDU-Mitglieder 

schlechter gestellt als Par-

teilose. Ein Engagement in 

der CDU war letztlich für 

mich auch ein Schutzschild 

vor den Anwerbungen der 

SED. 

Warum waren Sie Mitglied in 

der Ost-CDU? 

Ich stamme aus einer pro-

testantischen Familie. Mein 

Großvater war Mitbegrün-

der der CDU in Erfurt. So 

habe ich von klein auf mit-

bekommen, dass die Zu-

sammenkünfte der CDU 

auch kritische Auseinander-

setzungen waren. Vor allem 

viele Handwerker und Frei-

berufler haben sich in die-

sen Kreisen bewegt und die 

Mangelwirtschaft kritisch 

reflektiert. Leider war es 

eine Illusion zu glauben, 

dass diese politische Nische 

etwas freier von der SED 

und deren Armen war. Ich 

selbst bin durch eine Stu-

dienfreundin zur CDU ge-

kommen – mich hat die 

offene Konversation mit ihr 

über Politik und gesell-

schaftliche Standpunkte 

beeindruckt.  

Welche Mitverantwortung 

hatte die Ost-CDU am SED-

Regime? Wie soll heute da-

mit umgegangen werden? 

Die CDU wurde von der 

SED als führender Partei 

der DDR zwangsweise 

gleichgeschaltet. Sie hatte 

keinerlei Mitgestaltungs-

rechte, hat aber das System 

gestützt, in dem sich Partei-

funktionäre kooperativ 

zeigten. Allerdings hatte die 

CDU unterschiedliche Rol-

len – es gab große Unter-

schiede zwischen systeman-

gepassten Funktionären 

und einfachen systemkriti-

schen Mitgliedern. Viele 

Schicksale von CDU-

Mitgliedern in der ehemali-

gen DDR waren gekenn-

zeichnet durch Verfolgung 

und Zwangsaussiedlung. 

Wie wir heute wissen 

schreckte das SED-Regime 

auch vor Todesurteilen ge-

g en  k r i t isc he  CD U-
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Mitglieder nicht zurück. Die 

Auseinandersetzung mit 

der Geschichte der Ost-

CDU muss deshalb sehr 

differenziert geführt wer-

den. Die CDU hat sich nach 

der Wende mit ihren Be-

schlüssen von Weimar 

(1991), Dresden (1991) und 

Stuttgart (2008) auf einen 

eindeutigen Weg gemacht 

und sich zu einer kritischen 

offenen Auseinanderset-

zung mit der eigenen Ost-

vergangenheit bekannt. 

Diese Reflektion ist wichtig, 

um die Mechanismen von 

Diktaturen zu verstehen 

und wachsam zu bleiben im 

Interesse der freiheitlichen 

Demokratie. 

Marion Walsmann MdL ist Vorsit-

zende der CDU Erfurt und amtieren-

de Justizministerin. Sie war vier 

Jahre lang für die CDU ehrenamtli-

che Abgeordnete der Volkskammer. 

1989 war sie Vertreterin der CDU 

beim „Zentralen Runden Tisch“. 


